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Festgesetzte Planzeichen

Geltungsbereich

Grundsticksgrenze

Baugrenze

vorgeschl. Grundsticksgrenze

Haupt u. Nebengeb&ude Bestand

offentliche Verkehrsflache

Gartnerisch anzulegende Grunflache

Baume geplant

CEDCEDTEDCEDCED

Stréucher geplant

vorgeschlagenes Gebaude

Nordpfell




Erliduterung Nutzungsschablone

WA 0
GRZ GFZ
0.3 0.6
Wh max. .t
6,5 m

WA

GRZ
0,3

GFZ
0,6

Wh max.
6,5m

allgemeines Wohngebiet
§ 4 Abs. 1+ 2 BauNVvVO

offene Bauweise
§ 22 Abs. 1 BauNVO

zulassige Grundflache
§ 19 Abs. 1 BauNVO

zulassige Geschossflache
§ 20 Abs. 2 BauNVO

maximale Wandhohe = 6,50 m

nur Einzel- und Doppelhauser zulassig
§ 22 Abs. 2 Satz 3 BauNvVO




Textliche Festsetzungen Bebauungsplan ,,An der Keltenschanze I1*

1. Art der baulichen Nutzung
WA Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO
Einschrankung 8 4 Abs. 3 BauNVO wird gemé&R § 1 Abs. 6 BauNVO nicht

Bestandteil des Bebauungsplanes

2. Mal der baulichen Nutzung

GRZ 0,3
GFZ 0,6
Wohnungen zulassig sind Einzelhduser, Doppelhauser
- Dbei Einzelhduser max. 2 Wohnungen
- bei Doppelhduser 1 Wohnung je Doppelhaushélfte
Wandhdohe max. 6,5 m ab bestehender StraRenoberkante bzw. ab geplanter

ErschlieBungsstralRe bis Schnittpunkt Dachhaut mit der Wand oder bis
zum oberen Abschluss der Wand gem. Art. 6 Abs. 4 BayBO.

Bei der Errichtung eines Gebdudes mit einem Pultdach betragt die
max. Wandhohe im oberen Dachbereich max. 8,5 m ab bestehender
Strallenoberkante bzw. ab geplanter ErschlieBungsstralie bis
Schnittpunkt Dachhaut mit der Wand oder bis zum oberen Abschluss
der Wand gem. Art. 6 Abs. 4 BayBO.

Firsthohe max. 10,5 m ab bestehender bzw. geplanter Stralenoberkante bis
Oberkante First (Dachhaut).

3. Bauweise offene Bauweise

4. Weitere Festsetzungen

Gelande Das bestehende und das geplante Gelénde ist im Bauantrag fest zu
setzen. Es soll in seinem natdrlichen Verlauf, auch durch die
Errichtung von Gebduden, nicht unnétig gestort werden. Die
Harmonie zwischen Landschaft und Wohnen ist insbesondere durch
die Verwirklichung des Grinordnungsplanes zu férdern und zu
erhalten. Es darf max. bis Oberkante StraRe aufgefullt werden.

Déacher Grasdach bis max. Dachneigung 3°
Blech Dachneigung 5° - 12°
Ziegel naturrot/grau



Dachaufbauten

Firstrichtung

Keller

Einfriedung

Abstandsflachen

Stellplatze

Nebenanlagen
Garagen
Stellplatze

5. Grunordnung

Solar bei Ausfiihrung der gesamten Dachflache mit
Solarkollektoren (sog. Sonnenhduser) Dachneigung
ausnahmsweise bis max. 60 °

Dachform Satteldach, Walmdach - Dachneigung 20° - 35°
Pultdach - Dachneigung 5° - 12°
Flachdach - bis max. Dachneigung 3° (wg. Grasdach)
bei Satteldach auch Kriippelwalm, wenn die
Walmflache 1/3 der Giebelfl&che ist und die
Dachneigung mind. 33° betragt

zuléssig ab einer Dachneigung von 33° beim Hauptdach als stehende
Giebelgaube, Ansichtsflache max. 2,5 m?, Abstand vom Ortgang und
untereinander, mind. 2,0 m, max. 2 Stiick pro Dachflache, Wandhéhe
bis Schnittpunkt Dachhaut max. 4,9 m

ist freigestellt, sie muss jedoch parallel zur L&ngsseite des Geb&audes
verlaufen.

Bei der Errichtung von Kellern sind ggf. entsprechende bauliche
Vorkehrungen zu treffen (z.B. wasserdichte Wanne).

aus senkrechten Holzlatten oder Metallstaben in schlichter
Ausfiihrung. Ein durchgehender Sockel soll nicht errichtet werden.
Ausnahmsweise ist auch ein Maschendrahtzaun mit
Heckenhinterpflanzung zul&ssig.

Zaunhthe max. 1,20 m.

Bei StraBeneinmindungen ist eine max. Zaunhohe von 0,8 m zuldssig
(innerhalb der Sichtdreiecke). Dies gilt auch fir Bepflanzungen.
Einfriedungen durfen bis max. 0,5 m zum Stral3enraum hin errichtet
werden.

Die Abstandsflachen nach Art. 6 der BayBO bleiben durch die
Festsetzung der Baugrenzen unber(hrt.

Je Wohnung sind mindestens 2 Stell- bzw. Garagenplétze auf dem
Grundstiick nachzuweisen. Der Nachweis ist zeichnerisch zu
erbringen.

Die Gestaltung der Garage/Nebengeb&ude hat sich an das
Hauptgebaude anzupassen. Bei der Errichtung von Garagen
einschlieBlich deren Nebenrdume findet Art. 6 Abs. 7 Nr. 1 BayBO
entsprechende Anwendung.

Vor der Garage ist ein offener Stauraum von 5,0 m Tiefe zu errichten.

Zu jedem Bauantrag ist ein Freiflachengestaltungsplan entsprechend den textlichen
Festsetzungen des Grunordnungsplanes im Malistab 1 : 500 zu fertigen.



6. Denkmalpflege

Fur Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine
denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem
eigenstandigen Erlaubnisverfahren bei der zustandigen Unteren Denkmalschutzbehorde zu
beantragen ist.

Wer Bodendenkmaler auffindet ist verpflichtet, dies unverziglich der Unteren
Denkmalschutzbehérde oder dem Landesamt fir Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige
verpflichtet sind auch der Eigentimer und der Besitzer des Grundstiicks sowie der
Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund gefuhrt haben. Die Anzeige
eines der Verpflichteten befreit die tbrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem
Fund geflhrt haben, aufgrund eines Arbeitsverhaltnisses teil, so wird er durch Anzeige an
den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit (Art. 8 Abs. 1 BayDSchG).

Die aufgefundenen Gegenstande und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche
nach der Anzeige unverandert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehdrde
die Gegenstande vorher freigibt oder die Fortsetzung der

Arbeiten gestattet (Art. 8 Abs. 2 BayDSchG).

7. Pflanzabstande

Pflanzungen entlang von Erschlieungsstralen (Baume, Straucher) missen von Ver- und
Entsorgungsleitungen ohne besonderen Schutz einen Abstand von 2,5 m entfernt sein.
Zwischen einer Entfernung von 2,5 m und 1,0 m sind besondere Schutzvorkehrungen zu
treffen. Ein Abstand unter 1,0 m ist unzuldssig.

Gegeniber landwirtschaftlich genutzten Grundstiicken ist der gesetzlich festgelegte
Mindestabstand nach Art. 48 AGBGB, einzuhalten.

8. Wasserwirtschaft/Wasserhaushalt

Auf den Baugrundstiicken soll eine Zisterne errichtet werden. Diese soll so
dimensioniert werden, dass damit eine ausreichende Gartenbewasserung moglich ist.

Mit Trinkwasser ist sorgfaltig und sparsam umzugehen.
Aus diesem Grund werden folgende Mdglichkeiten vorgeschlagen:

- Im Haushalt sollen wassersparende Sanitareinrichtungen, Wasch- und
Spulmaschinen verwendet werden;

- Zur Gartenbewésserung oder anderweitigem Verbrauch im Freien sollte nur
das in der Zisterne gesammelte Regenwasser verwendet werden.

Die Verwendung von Kupfer- Blei- und Zink gedeckten Dachflachen sollte wegen der
hohen Metallkonzentration vermieden werden. Sind die v. g. Dachflachen insgesamt groRer
als 50 m? (je Versickerungsanlage), sind die Anforderungen der Tabelle 1 TRENGW zu
beachten.



Um den Anfall von Oberflachenwasser gering zu halten, die Verdunstung zu

fordern und den Grundwasserhaushalt zu starken, werden folgende

MaRnahmen empfohlen:

- Naturnahe Ausbildung der Entwasserungseinrichtungen

- Dezentrale Regenwasserruckhaltung und breitflachige Versickerung auf privaten
Baugrundstiicken

- MaRnahmen zur Wasserriickhaltung in 6ffentlichen Griinflachen

- Begrenzung der neu zu versiegelnden Verkehrsflachen auf das unbedingt notwendige Mal3

- Private Verkehrsflachen mit versickerungsfahigen Beldgen.

Die Strallenentwaésserung erfolgt grds. breitflachig tber die 6ffentlichen Grunflachen
(TRENGW, Nr. 3 — flachenhafte Versickerung tiber Oberboden).

Bei den untergeordneten StralRen erfolgt die StraBenentwasserung aus Platzgriinden tber
Versickeranlagen (TRENGW, Nr. 4).

Bei Einbauten in das Grundwasser ist vorgangig ein wasserrechtliches Verfahren zu
beantragen.

9. Abfallwirtschaft

Auf den Baugrundstticken ist im Rahmen des praktizierten 3-Tonnen-Holsystems (Restmiill,
Papier, Bioabfalle) ein entsprechender Stellplatz vorzusehen und zu gestalten.

10. Abwehrender Brandschutz

Zur Sicherstellung der Loschwasserversorgung sind die DVGW - Arbeitsblatter W 405
sowie W 331 zu beachten.

Im Rahmen des abwehrenden Brandschutzes kann von Seiten des ZV Ruhstorfer Gruppe die
Mindestversorgung nach dem DVGW Arbeitsblatt 405 hergestellt werden. Dariiber
hinausgehende Anforderungen sind im Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen.

11. Landwirtschaft

- Es muss mit von der Landwirtschaft ausgehenden Immissionen, wie z.B. Geruch, Larm,
Staub und Erschitterungen gerechnet werden (gelegentlich auch am Wochenende, an
Feiertagen und zu Nachtzeiten).

- Eine ordnungsgemaéle und ortsubliche Bewirtschaftung benachbarter landwirtschaftlicher
Flachen muss uneingeschrankt méglich sein.

- Gegenuber landwirtschaftlich genutzten Fl&chen ist fiir Geholze eine Hohe von 2 m sowie
ein Pflanzabstand von 4 m einzuhalten.

- Auf die Bepflanzung von Hochstammbd&umen sollte im Grenzbereich zu landwirtschaftlich
genutzten Flachen verzichtet werden.

- Bei einem erheblichen Anfall von Oberflachenwasser sind zudem verniinftig
dimensionierte Rickhaltevorrichtungen bzw. Versickerungsmaoglichkeiten sinnvoll.



1) Textliche Festsetzungen Grinordnungsplan

1.1 Gelandegestaltung

Das Gelande soll in seinem natdrlichen Verlauf nicht unnétig verandert werden.
Geringmachtige Abgrabungen und Aufschuttungen sind lediglich zur Biotopgestaltung und zur
Regenwasserversickerung zuléssig.

1.2 Pflanzlisten

Die Bepflanzung soll Giberwiegend mit Arten der potentiellen natiirlichen Vegetation erfolgen.
Folgende Baume und Stréucher stehen zur Auswabhl:

Baume I. Ordnung

Schwarzerle, Grauerle, Esche, Feldulme, Zitterpappel, Winterlinde, Sommerlinde, Stieleiche,
Traubeneiche, Spitzahorn, Bergahorn, Walnuss, Rotbuche

Baume I1. Ordnung

Feldahorn, Hainbuche, VVogelkirsche, Traubenkirsche, Mehlbeere, Vogelbeere, Speierling, Elsbeere
Obstbaume

Heimische Hochstamme

Straucher

Hasel, Salweide, Purpurweide, Mandelweide, Hanfweide, Kornelkirsche, Roter Hartriegel,
Schwarzer Holunder, Roter Holunder, Weidorn, Pfaffenhiitchen, Heckenkirsche, Kreuzdorn,
Liguster, Schlehe, Gemeiner Schneeball, Wolliger Schneeball, Wildapfel, Hundsrose

Auswahl Rank- und Kletterpflanzen

Mit Kletterhilfe: Knéterich, Hopfen, Jelangerjelieber, Waldrebe
Ohne Kletterhilfe: Efeu, Wilder Wein, Blauregen, Kletterhortensie

1.3 Negativliste

An den im Grinordnungsplan bezeichneten Standorten durfen folgende Gehdlze nicht gepflanzt
werden:

Birke, Fichte, Trauerweide; Kiefern-, Tannen-, Zypressen- und Eibengewdchse; sémtliche Arten
von Kugelbdumen.

1.4 Qualifikation

Laubbaum: 3 xv. mit Db.; STU 10/12
Hohe 150 - 200

Obstgehdlze: 3 xv. mit Db.; STU 10/12
Hochstamm

Strauch: 2 xv., 60 - 100



1.5 Pflege

Die festgesetzten Gehdlzpflanzungen sind pfleglich heranzuziehen und in ihrer natirlichen
Entwicklung zu férdern.

Sie sind dauerhaft zu erhalten und bei Ausfall durch gleichartige und gleichwertige zu ersetzen.
Der Einsatz von Insektiziden, Pestiziden, Herbiziden und Fungiziden ist nicht erlaubt.

2. Private Frei- und Grinflachen
2.1 Begrunungen

Pro 350 gm Grundstticksflache ist ein Baum zu pflanzen. Intensive und extensive Dachbegriinungen
sind zulassig.

2.2. Schutz von Wasser und Boden

Der belebte Mutterboden ist vor Beginn der BaumalRnahme abzutragen und vor Verdichtung zu
schutzen. Nach Mdoglichkeit ist er innerhalb des Baugebiets wieder einzubauen.

Die Versiegelung ist auf das unumgéangliche Mal3 zu beschranken.

Die Grundwassererneuerung soll durch wasserdurchlassige Belédge und bewachsene
Bodenoberflachen gefordert werden.

Zulassig sind Natur- oder Betonsteinpflaster auf Kiesbett mit wasserdurchléssigen Fugen,
Schotterrasen, Kiesmastix- oder Mineralbeton.

Niederschlagswasser soll breitflachig versickert werden.

2.3 Erhalt Vegetation

Die im Grunordnungsplan bezeichneten Baume sind moglichst zu erhalten. Bei einer Beseitigung
sind Ausgleichspflanzungen durchzufiihren.



Begriindung

1. Anlass und Ziel der Planung

Der Stadtrat Pocking hat in seiner Sitzung am 05.05.2021 die Aufstellung des Bebauungsplanes ,,WA
An der Keltenschanze 11 beschlossen. Die bestehende Wohnbausiedlung ,,Keltenschanze* soll so
nach Siiden moderat erweitert werden. Fir die beabsichtigte Wohnflachenentwicklung missen mit
diesem Bebauungsplan die planungsrechtlichen VVoraussetzungen geschaffen werden.

Der Bedarf an Wohnraum ist in der Stadt Pocking sehr grof3. Die Stadt mdchte dem hohen
Siedlungsdruck durch die Schaffung von zusétzlichem Wohnraum entgegenwirken.

Laut dem Demographie-Spiegel des Landesamtes flr Statistik verfugte Pocking 2019 Uber rund
16.000 Einwohner, die Prognose fur 2039 sind ca. 17.100 Einwohner. Das entspricht einem
Bevolkerungszuwachs von ca. 1.100 Einwohnern bzw. 6,4 %.

Im Ortsteil Hartkirchen betrug die Wachstumsrate zwischen 2010 und 2020 sogar 8,8 %. Innerhalb
der Siedlungsgebiete von Hartkirchen stehen im Innenbereich keine geeigneten Flachen mehr zur
Verfligung. Hier entwickelte sich mit der Siedlung ,,Keltenschanze* ab Mitte der 1990er Jahre eine
attraktive Wohnbebauung mit grof3zugigen Gartenflachen. Am stidlichen Rand dieses Wohngebietes
kann die Stadt auf der ackerbaulichen Flache, die derzeit noch dem AulRenbereich zugeordnet ist, eine
neue Wohnbebauung realisieren. Erschlossen wird das Gebiet tiber die VindelikerstraRe im Osten.

Das Baugebiet soll den o6rtlichen Bedarf nach Neubaufldchen fiir Familien, aber auch Senioren
innerhalb und aulerhalb des Gemeindegebietes decken. Derzeit stehen 110 Bewerber auf der
Vormerkliste flir Baugrundstiicke in Hartkirchen.

Das letzte Baugebiet in Hartkirchen wurde 2021 mit dem allgemeinen Wohngebiet ,,An der Schule*
ausgewiesen. Dabei handelte es sich um ein vergleichbares Baugebiet mit 9 Parzellen zur Einzelhaus-
bzw. Doppelhausbebauung. 7 Parzellen dieses Baugebietes sind bereits bebaut und bewohnt, die
anderen beiden befinden sich in Privateigentum fir eine zligige Bebauung.

Mit der aktuellen Bauleitplanung soll der raumliche Geltungsbereich des Bebauungs- und
Grunordnungsplanes ,,Keltenschanze* im sldwestlichen Bereich erweitert werden. Durch die
Erweiterung wirde neuer Wohnraum erschaffen werden, der bereits im Pockinger Ortsteil
Hartkirchen stark begrenzt ist.

Eine nachtrdgliche Verdichtung des Gebietes entspricht grundsatzlich dem Planungsziel der
Gemeinde, Bauland bzw. Wohnraum fur ortsanséassige Familien zur Verfligung zu stellen, um die
gewachsene Struktur der Gemeinde zu erhalten, die 6rtlichen Bindungen der Gemeindemitglieder zu
vertiefen und die Existenzgrindung junger Familien in der Gemeinde zu unterstitzen. Eine
tiefergehende Auseinandersetzung mit der Standortwahl und ggf. vorhandenen Potenzialen der
Innenentwicklung erfolgt unter Punkt 4.

Stadtebauliche Ziele der Aufstellung des qualifizierten Bebauungsplanes ,,WA An der Keltenschanze
11 sind:



e Schaffung von zuséatzlichen Wohnraum

Erhaltung des Ortsbildes unter Beachtung der bestehenden Ortsgestaltung und den
Anforderungen aufgrund der vorhandenen Topografie

Moderate Weiterentwicklung der bestehenden Siedlung ,,Keltenschanze*

Attraktive Géarten mit freier Gartengestaltung fir jedes Wohngebdaude

Flachendkonomische, oberirdische Anordnung des ruhenden Verkehrs

Schaffung einer neuen VerkehrserschlieBung (Anliegerstralle) unter Beruicksichtigung einer
maoglichst flachensparenden Anordnung.

Das Bebauungsplanverfahren wurde im beschleunigten Verfahren als Bebauungsplan nach § 13 b
BauGB in der bis zum 31.12.2021 geltenden Fassung eingeleitet und wird gemaR § 215a BauGB im
beschleunigten Verfahren entsprechend § 13a BauGB abgeschlossen. Im Ergebnis der Vorprifung
des Einzelfalles nach 8 215a Abs. 3 BauGB ist die Stadt zu Einschétzung gelangt, dass der
Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen hat, die nach § 2 Abs. 4 Satz
4 in der Abwégung zu beriicksichtigen wéren oder die als Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes
oder der Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts entsprechend 8 la Absatz 3
auszugleichen waren. Gemal} § 215a BauGB kdnnen damit auch § 13a Absatz 2 Nummer 1 in
Verbindung mit § 13 Absatz 3 Satz 1 BauGB (keine Umweltprifung nach § 2 Abs. 4 BauGB) sowie
§ 13a Absatz 2 Nummer 4 BauGB (Nichtanwendung der naturschutzrechtlichen Ausgleichsregelung
nach § la Abs. 3 BauGB) angewendet werden. Das wurde gemdaR § 215a Abs. 3 BauGB
einschlieBlich der hierfur wesentlichen Griinde ortsiiblich bekanntgemacht.

2. Ausgangssituation
2.1 Lage/Topographie

Das Plangebiet liegt im Nordosten des Ortsteils Hartkirchen der Stadt Pocking und betrifft die
Flurnummer 74/4 sowie eine Teilflache der Flurnummer 74, jeweils Gemarkung Hartkirchen.

Das Baugebiet grenzt an den Friedhof in Hartkirchen an. Der Geltungsbereich des Baugebietes
umfasst eine Flache von ca. 0,88 ha. Das Gelénde ist eben. Es liegt im Mittel auf ca. 313,60 m ber
NN.

2.2 Darstellungen des Flachennutzungsplans

Im verbindlichen Landschafts- und Flachennutzungsplan vom 20.01.1997, genehmigt mit Bescheid
des Landratsamtes Passau vom 15.10.1996, sind diese Flachen als Erweiterungsflachen fir den
Friedhof dargestellt. Der Bebauungsplan weicht somit von den Darstellungen des Landschafts- und
Flachennutzungsplanes ab. Geméll § 13 b BauGB i.V.m. § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB wird der
Landschafts- und Flachennutzungsplan nach Abschluss des Verfahrens berichtigt.

2.3 Regionale Lage und Gemeindestruktur

Der Ortsteil Hartkirchen gehort zur Stadt Pocking und liegt in der Planungsregion Donau-Wald.

Die Nachbargemeinden sind Ruhstorf a.d.Rott, Tettenweis, Bad Griesbach, Furstenzell, Neuburg a.
Inn, Neuhaus a. Inn.

Die Fl&che des Stadtgebietes der Stadt Pocking umfasst insgesamt ca. 69 kmz2 in einer Hohenlage von
durchschnittlich 325 m iber NN.



Zum 31.12.2022 wies die Stadt Pocking laut dem bayerischen Landesamt flr Statistik und
Datenverarbeitung einen Bevolkerungsstand von 16.399 Einwohnern auf. Im Ortsteil Hartkirchen
wohnen rund 2.100 Menschen.

2.4 Derzeitige Nutzung / Eigentumsverhaltnisse

Die bisher unbebaute Flache des Geltungsbereiches ist im Eigentum der Stadt Pocking und wurde
bislang als landwirtschaftliche Flache genutzt.

2.5 Umgebungsbebauung, Infrastruktur

Das geplante Baugebiet umfasst bisher landwirtschaftlich genutzte Flachen. Diese betroffenen
Flachen werden nunmehr als Wohnbauflachen dargestellt. Im Norden des Plangebietes befindet sich
die Wohnbebauung an der VindelikerstraBe. Ostlich begrenzt eine Teilflache der Flur-Nr. 74/5 den
Planungsbereich. Stdlich begrenzt der Hartkirchener Friedhof das Baugebiet. Im Westen befindet
sich eine landwirtschaftliche Flache.

Als Ausgangslage fur die planlichen und textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes wurde der
Bebauungsplan ,,Keltenschanze * (rechtskréftig seit 26.05.1997) herangezogen. Dieser wurde im
Einzelnen geringfligig auf aktuell tbliche Festsetzungen angepasst.

Die ErschlieBung des Plangebietes erfolgt ber eine RingstralBe, die an die bereits vorhandene
offentliche Ortsstrale ,,Vindelikerstrae* anschlief3t.

2.6 Bodendenkmaler

Auf dem Grundstuck ist ein Bodendenkmal eingetragen. Aufgrund der Standortwahl werden
Bodeneingriffe unvermeidbar werden. Zur Klarung der bodendenkmalpflegerischen Situation sind
bauvorgreifende Untersuchungen erforderlich. Weitere anschlielende Grabungsmalinahmen sind
nicht auszuschlielRen. Werden Hinweise auf Bodendenkmaler gefunden, ist das weitere VVorgehen mit
der Kreisarchdologie und dem Landesamt fur Denkmalpflege abzustimmen.

Fur Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Deckblattes zum Bebauungsplan ist eine

denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem eigenstéandigen
Erlaubnisverfahren bei der zustdndigen Unteren Denkmalschutzbehdrde zu beantragen ist.

3. ErschlieBung

3.1 Verkehrstechnische ErschlieRung

Der Anschluss an die bereits vorhandene offentliche Ortsstral3e ,,Vindelikerstrale* erfolgt Uber eine
neue ErschlieBungsstralie.

3.2 Wasserversorgung
Die Trinkwasserversorgung wird durch die Ooffentliche zentrale Wasserversorgung des

Zweckverbandes Ruhstorfer Gruppe sichergestelit.
Ebenso die Loschwasserversorgung.



3.3 Stromversorgung

Die Stromversorgung wird durch das Bayernwerk Netz gewahrleistet.
3.4 Abfallentsorgung

Die Abfallentsorgung erfolgt tber den ZAW Donau-Wald. Die Abfallbeh&lter sind dabei an den
Abfuhrtagen an der Erschlielungsstrale bereitzustellen.

3.5 Entwasserung
Die Abwasserbeseitigung erfolgt durch das stadtische Kanalnetz im Trennsystem.

Fur das Niederschlagswasser soll auf den Baugrundstticken eine Zisterne errichtet werden. Diese soll
so dimensioniert werden, dass damit eine ausreichende Gartenbewéasserung maglich ist.

Um den Anfall von Oberflaichenwasser gering zu halten, die Verdunstung zu férdern und den
Grundwasserhaushalt zu starken, werden folgende MaRnahmen empfohlen:
e Naturnahe Ausbildung der Entwésserungseinrichtungen
e Dezentrale Regenwasserriickhaltung und breitflachige Versickerung auf privaten
Baugrundsticken
e Private Verkehrsflachen mit versickerungsfahigen Beldgen.

Bei Einbauten in das Grundwasser ist vorgangig ein wasserrechtliches Verfahren zu beantragen.

4. Potenziale der Innenentwicklung, Planungsalternativen

Die sich im Wandel befindenden wirtschaftlichen und demographischen Rahmenbedingungen
veréndern die Ausgangslage fiir die kunftige Entwicklung der Gemeinden wesentlich. Dorfer und
Gemeinden befinden sich im Spannungsfeld vom Verlust der typischen Funktionsvielfalt und einem
erhéhten Flachenverbrauch fur Siedlungen, Gewerbe und Verkehr. Eine fehlende Funktionsvielfalt
fuhrt langfristig zu einem gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Vitalitatsverlust in den
Gemeinden.

Um diesen Entwicklungen entgegenzuwirken, hat die Stadt Pocking in den vergangenen Monaten in
Zusammenarbeit mit den Buros Planwerk Stadtentwicklung sowie Dr. Fruhmann & Partner
Beratungsgesellschaft mbH die vorhandenen Innenentwicklungspotenziale erhoben und aufbereitet
(Vitalitats-Check, VC2.4). Der Abschlussbericht wurde im November 2022 erstellt. Vorhandene
Potenziale wie Gebdude und Flachen sollen revitalisiert werden, um Flache zu sparen. Diese bereits
vorhandenen Flachen kdnnen einer neuen Nutzung zum Beispiel fur Wohn- oder Geschaftszwecke
oder flr Einrichtungen der (sozialen) Infrastruktur und Grundversorgung zugefiihrt werden. Ziel ist
es, die Ausweisung von neuen Flachen im AulRenbereich am Rand der Gemeinde auf das
notwendige MaR zu reduzieren und vorrangig die Entwicklung einer vitalen Gemeindestruktur im
Kern voranzutreiben.

Um diese Entwicklung aktiv zu steuern, hat sich die Stadt Pocking dazu entschieden, den Vitalitats-
Check 2.4 (VC2.4) zu beauftragen und mit ihm eine objektive Datenbasis fur die Entwicklung einer
Zukunftsstrategie zu erhalten.



Der VC2.4 ist ein datenbankbasiertes Analyseinstrument mit integrierter
Flachenmanagementdatenbank, welche das Bayerische Landesamt flir Umwelt entwickelt hat. Ziel
ist es, einzelne Ortsteile und die Gemeinde als Ganzes im Sinne einer umfassenden
Gemeindeentwicklung zu betrachten. Darliber hinaus hat der integrierte Vitalitats-Check auch die
interkommunalen Ankniipfungspunkte innerhalb der ILE an Rott & Inn im Blick.
Beim Vitalitats-Check der ILE an Rott & Inn werden die folgenden relevanten Themenfelder
betrachtet:

e Bevolkerungsentwicklung und -struktur
Flachennutzung, Siedlungsstruktur und Bodenpolitik
Versorgung und Erreichbarkeit
Burgerschaftliches Engagement
Wirtschaft und Arbeitsmarkt

Mittels des Vitalitdts-Checks und der Flachenmanagement-Datenbank kénnen die baulichen
Innenentwicklungspotenziale erhoben werden und in ihrem Bezug zum rdumlichen Umfeld
integriert betrachtet werden. Wichtige Einflussfaktoren auf die Innenentwicklung, wie die
stadtebauliche Struktur, verkehrliche und soziale Infrastruktur und die wohnortnahe
Grundversorgung werden im Vitalitats-Check erhoben und diskutiert. Aus der Zusammenfiihrung
dieser Daten und Erkenntnisse kénnen relevante 6rtliche Handlungsempfehlungen abgeleitet
werden. Diese bilden die Basis fir die Entwicklung einer Innenentwicklungsstrategie und
darauffolgende Planungsprozesse.

GemaR LEP 3.2 (Z) sind vorhandene Potenziale der Innenentwicklung bei der Bauleitplanung
vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zuldssig, wenn Potenziale der Innenentwicklung nachweislich
nicht zur Verfiigung stehen.

Im Rahmen des Flachenmanagements wurden durch Erhebung und Befragung folgende
Innenentwicklungspotenziale identifiziert (Differenzen in der Summe rundungsbedingt):

Kommune Erhebung
Hartkirchen GroRe
Anzahl .

inkl. angewachsener Ortsteile (in ha)
Baultcke klassisch 60 7
Geringfligig bebautes Grundstiick 7 2,2
Gewerbebrache 1 0,3
Gewerbebrache mit Restnutzung 1 0,1
Hofstelle leerstehend 2 0,7
Wohngebaude leerstehend 9 1
Hofstelle mit Restnutzung 6 3,1

Gesa mterf_;ebn is 86 14,4
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Von den 60 ermittelten Innenentwicklungspotenzialen konnten seit Erhebung der Daten mindestens
15 Potenziale/Grundstiicke aktiviert werden. Dabei handelt es sich grofitenteils um Baulticken, die
mittlerweile wieder einer aktiven (Wohn-) Nutzung zugefuhrt werden konnten. So wurden z.B. die
Flachen am ,,Molkereigeldande”, im Baugebiet ,,Kapellenfeld”, neben dem Feuerwehrhaus in der
Pockinger Strale sowie Grundstiicke im Baugebiet ,,Keltenschanze* bebaut. Zudem wurden bereits
7 Parzellen im 2022 erschlossenen Baugebiet ,,An der Schule bebaut.

Die restlichen Bauliicken befinden sich in Privateigentum, ein Zugriff ist fir die Stadt Pocking nicht

maoglich. Weder ein Erwerb noch eine Zusammenarbeit mit den Grundstiickseigentiimern ist derzeit
realisierbar. Diese Flachen stehen nicht als Alternative zur Verfugung.

5. Planungsinhalt
Als Ausgangslage fur die planlichen und textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes wurde der

angrenzende Bebauungsplan ,,Keltenschanze “ (rechtskréftig seit 26.05.1997) herangezogen. Dieser
wurde im Einzelnen geringfligig auf aktuell Ubliche Festsetzungen angepasst.

5.1 Art der baulichen Nutzung
Als Art der baulichen Nutzung wird ein allgemeines Wohngebiet (WA) gemaR 8 4 BauNVO
festgesetzt. Da durch 8 13b BauGB nur die Zul&ssigkeit von Wohnnutzungen begrindet wird,

werden die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zuldssigen Nutzungen gemall 8 1 Abs. 6
BauNVO ausgeschlossen.

5.2 Mal} der baulichen Nutzung

Das Mal der baulichen Nutzung wird durch verschiedene Festsetzungen geregelt.



Es wird eine maximal zulé&ssige Grundflachenzahl (GRZ) von 0,3 festgesetzt. Die zuldssige GRZ darf
durch Garagen, Stellplatze und Zufahrten sowie Nebenanlagen um bis zu 50 vom Hundert
uberschritten werden, hdchstens jedoch bis zu einer GRZ von 0,45.

Zusétzlich wird die zuldssige Geschossflachenzahl (GFZ) auf 0,6 festgesetzt. Die GFZ gibt an, wie
viel Quadratmeter Geschossflache je Quadratmeter Grundstlicksflache zuldssig sind.
Beide Festsetzungen halten die Orientierungswerte des 8 17 BauNVO ein.

Zur Hohe der baulichen Anlagen wurde eine Festsetzung zur Wandhohe getroffen.

5.3 Bauweise

Der Bebauungsplan setzt die offene Bauweise fest. Es sind Einzelhduser und Doppelhduser zuléssig.

5.4 Uberbaubare Grundstiucksflachen

Die Uberbaubare Grundstlcksflache wird durch Festlegung von Baugrenzen bestimmt. Die
Baugrenzen geben die zu schaffenden Zufahrten flr die Bauparzellen vor.

Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO konnen auch auf den nicht (berbaubaren
Grundstlcksflachen zugelassen werden. Sofern fur die Errichtung eines Nebengebdudes die
Vorschriften der Verfahrensfreiheit nach Art. 57 BayBO Anwendung finden, hat die Zulassung uber
die Beantragung einer isolierten Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes bei der
Stadtverwaltung Pocking zu erfolgen.

5.5 Gelandeveranderungen und Angleichung des neuen Geléandes

Das bestehende und das geplante Gelénde ist im Bauantrag festzusetzen. Es soll in seinem natiirlichen
Verlauf, auch durch die Errichtung von Geb&duden, nicht unnétig gestort werden. Die Harmonie

zwischen Landschaft und Wohnen ist insbesondere durch die Verwirklichung des
Grunordnungsplanes zu férdern und zu erhalten. Es darf max. bis Oberkante StraRRe aufgefillt werden.

Der Erhalt des Geldndes sowie eine naturliche Gelandemodellierung sollten als oberstes Ziel bei der
Erschliefung und Gestaltung der einzelnen Parzellen verfolgt werden. Der natlrliche Ablauf wild
abflieBenden Wassers darf dabei nicht zum Nachteil eines Nachbargrundstiicks verandert werden.
Steilere Boschungen und hohe Stiitzmauern sind ganzlich zu vermeiden bzw. nicht erlaubt.

Zu jedem Bauantrag/Genehmigungsfreistellungsverfahren sind bei jeder Ansicht und in jedem
Schnitt der Verlauf des natirlichen und geplanten Geléndes darzustellen. Ebenso darzustellen sind
die Geléndeanschlisse an die Nachbargrundstiicke und zur Stralle sowie der Hohenbezug des EG zur
Strale.

5.6 Dachformen, - farben und Firstrichtung

Im Geltungsbereich des Deckblattes sind eine Vielzahl an Dachformen zul&ssig. Der aktuellen
Baukultur entsprechend werden keine bestimmten Dachformen ausgeschlossen. Die Bauherren
kdnnen somit eigenverantwortlich dartber entscheiden und ihr Wohnumfeld dementsprechend
beeinflussen.

Auch die freie Wahl der Firstrichtung wird ermdglicht. Die Dachfarbe sollte naturrot oder
grau/anthrazit sein.



5.7 Stellplatze und Garagen

Stellplatze und Garagen sind auf den privaten Baugrundstiicken zu schaffen. Pro Wohneinheit sind
mindestens 2 Stell- bzw. Garagenplatze auf dem jeweiligen Baugrundstiick nachzuweisen. Der
Nachweis ist zeichnerisch im Rahmen der Genehmigungsplanung zu erbringen.

5.8 Hinweise

Unfallverhitungsvorschriften

Bei allen mit Erdarbeiten verbundenen Vorhaben innerhalb des Baugebiets wird gebeten, den
zustandigen Ver- bzw. Entsorger zu verstandigen. Um Unfélle und Rohr-Kabelschaden zu
vermeiden, mussen die vorh. Trassen oOrtlich genau bestimmt und die erforderlichen
Sicherheitsvorkehrungen festgelegt werden.

Landwirtschaft

In unmittelbarer Umgebung des geplanten Geltungsbereichs muss mit von der Landwirtschaft
ausgehenden Immissionen gerechnet werden, wie z.B. Geruch, Larm und Staub, gelegentlich auch
am Wochenende, an Feiertagen und zu Nachtzeiten. Diese sind aufgrund des Gebots der
gegenseitigen  Rilcksichtnahme  hinzunehmen. Eine ordnungsgemdRe und ortsibliche
Bewirtschaftung benachbarter landwirtschaftlicher Fla&chen muss uneingeschréankt moglich sein.

Okologische MaRnahmen

Wasser

Hinsichtlich der sparsamen Verwendung von Wasser entsprechend 8 1a WHG sollen die Bewerber
auf die technischen Moglichkeiten hingewiesen werden.

Ein wesentlicher Beitrag zur Wassereinsparung wird durch wassersparende Technologien wie z. B.
Wasserspararmaturen, Spartaste fur Toilettenspulkéasten usw., sowie durch Verwendung von
Regenwasser zur Gartenbewasserung bzw. zu sonstigen Brauchwasserzwecken, mittels
Regenwassersammelbehalter, erreicht.

Energie

Unter dem Gesichtspunkt der groRtmoglichen Energieeinsparung bzw. einer rationellen
Energienutzung in privaten Haushalten, werden die Bauherren angehalten, soweit als méglich,
Konzepte wie z. B. aktive und passive Solarenergienutzung, Abwarmenutzung bzw.
Warmerlckgewinnung in der Eigenheimplanung zu bertcksichtigen.

Bei der Herstellung der Garagenzufahrten und Stellpldtze ist die Lage der vorhandenen
Versorgereinrichtungen (z. B. Stromverteilerkésten, StraRenbeleuchtung) zu berticksichtigen. Die
Kosten fur ein eventuelles Versetzen dieser Einrichtungen, soweit berhaupt mdglich, sind vom
Grundstlckseigentimer zu tragen.

Im Planbereich sind die Grundstiicke den Eigentumsverhéltnissen angepasst, so dass eine sinnvolle
Nutzung bzw. Verwertung der Grundstiicke moglich ist.

Im Bebauungsplan sind durch Planzeichen und textlichen Festsetzungen die notwendigen
MaRnahmen fir die Bepflanzung und Begriinung festgelegt. Die konkrete Planung der Freiflachen
erfolgt mit der Vorlage der Bauantragsunterlagen. Diesen Unterlagen ist ein qualifizierter
Freiflachengestaltungsplan beizuftgen.



6. Ermittlung des Ausgleichsbedarfs nach dem Leitfaden ,,Bauen im Einklang mit Natur
und Landschaft*

Fur die Grundsticke im Planbereich gelten fur das Planverfahren Eingriffe, die auf Grund der
Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der
planerischen Entscheidung als erfolgt oder zulassig.

Der Planbereich umfasst ca. 8.800 m2, so dass die VVoraussetzungen des § 13 b BauGB i.V.m. § 13 a
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 des BauGB vorliegen.

7. Umweltbericht

Fur die Baugrundstiicke im allgemeinen Wohngebiet ist im beschleunigten Verfahren die
Durchfiihrung einer Umweltprifung nicht erforderlich. Dies gilt auch fur wesentliche Griinde sowie
flr die Unterrichtung der Offentlichkeit (§ 13 b BauGB i.V.m. § 13 a Abs. 3 BauGB).

In der Bekanntmachung wird auf diese Bestimmung hingewiesen.
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	integriert betrachtet werden. Wichtige Einflussfaktoren auf die Innenentwicklung, wie die städtebauliche Struktur, verkehrliche und soziale Infrastruktur und die wohnortnahe
	Grundversorgung werden im Vitalitäts-Check erhoben und diskutiert. Aus der Zusammenführung dieser Daten und Erkenntnisse können relevante örtliche Handlungsempfehlungen abgeleitet
	werden. Diese bilden die Basis für die Entwicklung einer Innenentwicklungsstrategie und darauffolgende Planungsprozesse.
	Gemäß LEP 3.2 (Z) sind vorhandene Potenziale der Innenentwicklung bei der Bauleitplanung vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulässig, wenn Potenziale der Innenentwicklung nachweislich nicht zur Verfügung stehen.
	Im Rahmen des Flächenmanagements wurden durch Erhebung und Befragung folgende Innenentwicklungspotenziale identifiziert (Differenzen in der Summe rundungsbedingt):
	Von den 60 ermittelten Innenentwicklungspotenzialen konnten seit Erhebung der Daten mindestens 15 Potenziale/Grundstücke aktiviert werden. Dabei handelt es sich größtenteils um Baulücken, die mittlerweile wieder einer aktiven (Wohn-) Nutzung zugeführt...
	Flächen am „Molkereigelände“, im Baugebiet „Kapellenfeld“, neben dem Feuerwehrhaus in der Pockinger Straße sowie Grundstücke im Baugebiet „Keltenschanze“ bebaut. Zudem wurden bereits 7 Parzellen im 2022 erschlossenen Baugebiet „An der Schule“ bebaut.
	Die restlichen Baulücken befinden sich in Privateigentum, ein Zugriff ist für die Stadt Pocking nicht möglich. Weder ein Erwerb noch eine Zusammenarbeit mit den Grundstückseigentümern ist derzeit realisierbar. Diese Flächen stehen nicht als Alternativ...
	5. Planungsinhalt
	Als Ausgangslage für die planlichen und textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes wurde der angrenzende Bebauungsplan „Keltenschanze “ (rechtskräftig seit 26.05.1997) herangezogen. Dieser wurde im Einzelnen geringfügig auf aktuell übliche Festsetzu...
	5.1 Art der baulichen Nutzung
	Als Art der baulichen Nutzung wird ein allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 BauNVO festgesetzt. Da durch § 13b BauGB nur die Zulässigkeit von Wohnnutzungen begründet wird,
	werden die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO ausgeschlossen.
	5.2 Maß der baulichen Nutzung
	Das Maß der baulichen Nutzung wird durch verschiedene Festsetzungen geregelt.
	Es wird eine maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ) von 0,3 festgesetzt. Die zulässige GRZ darf durch Garagen, Stellplätze und Zufahrten sowie Nebenanlagen um bis zu 50 vom Hundert überschritten werden, höchstens jedoch bis zu einer GRZ von 0,45.
	Zusätzlich wird die zulässige Geschossflächenzahl (GFZ) auf 0,6 festgesetzt. Die GFZ gibt an, wie viel Quadratmeter Geschossfläche je Quadratmeter Grundstücksfläche zulässig sind.
	Beide Festsetzungen halten die Orientierungswerte des § 17 BauNVO ein.
	Zur Höhe der baulichen Anlagen wurde eine Festsetzung zur Wandhöhe getroffen.
	5.3 Bauweise
	Der Bebauungsplan setzt die offene Bauweise fest. Es sind Einzelhäuser und Doppelhäuser zulässig.
	5.4 überbaubare Grundstücksflächen
	Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch Festlegung von Baugrenzen bestimmt. Die Baugrenzen geben die zu schaffenden Zufahrten für die Bauparzellen vor.
	Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO können auch auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zugelassen werden. Sofern für die Errichtung eines Nebengebäudes die Vorschriften der Verfahrensfreiheit nach Art. 57 BayBO Anwendung finden, hat die Zulas...
	die Beantragung einer isolierten Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes bei der Stadtverwaltung Pocking zu erfolgen.
	5.5 Geländeveränderungen und Angleichung des neuen Geländes
	Das bestehende und das geplante Gelände ist im Bauantrag festzusetzen. Es soll in seinem natürlichen Verlauf, auch durch die Errichtung von Gebäuden, nicht unnötig gestört werden. Die Harmonie
	zwischen Landschaft und Wohnen ist insbesondere durch die Verwirklichung des Grünordnungsplanes zu fördern und zu erhalten. Es darf max. bis Oberkante Straße aufgefüllt werden.
	Der Erhalt des Geländes sowie eine natürliche Geländemodellierung sollten als oberstes Ziel bei der Erschließung und Gestaltung der einzelnen Parzellen verfolgt werden. Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers darf dabei nicht zum Nachteil eine...
	Steilere Böschungen und hohe Stützmauern sind gänzlich zu vermeiden bzw. nicht erlaubt.
	Zu jedem Bauantrag/Genehmigungsfreistellungsverfahren sind bei jeder Ansicht und in jedem Schnitt der Verlauf des natürlichen und geplanten Geländes darzustellen. Ebenso darzustellen sind
	die Geländeanschlüsse an die Nachbargrundstücke und zur Straße sowie der Höhenbezug des EG zur Straße.
	5.6 Dachformen, - farben und Firstrichtung
	Im Geltungsbereich des Deckblattes sind eine Vielzahl an Dachformen zulässig. Der aktuellen Baukultur entsprechend werden keine bestimmten Dachformen ausgeschlossen. Die Bauherren
	können somit eigenverantwortlich darüber entscheiden und ihr Wohnumfeld dementsprechend beeinflussen.
	Auch die freie Wahl der Firstrichtung wird ermöglicht. Die Dachfarbe sollte naturrot oder grau/anthrazit sein.
	5.7 Stellplätze und Garagen
	Stellplätze und Garagen sind auf den privaten Baugrundstücken zu schaffen. Pro Wohneinheit sind mindestens 2 Stell- bzw. Garagenplätze auf dem jeweiligen Baugrundstück nachzuweisen. Der Nachweis ist zeichnerisch im Rahmen der Genehmigungsplanung zu er...
	5.8 Hinweise
	Unfallverhütungsvorschriften
	Bei allen mit Erdarbeiten verbundenen Vorhaben innerhalb des Baugebiets wird gebeten, den zuständigen Ver- bzw. Entsorger zu verständigen. Um Unfälle und Rohr-Kabelschäden zu
	vermeiden, müssen die vorh. Trassen örtlich genau bestimmt und die erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen festgelegt werden.
	Landwirtschaft
	In unmittelbarer Umgebung des geplanten Geltungsbereichs muss mit von der Landwirtschaft ausgehenden Immissionen gerechnet werden, wie z.B. Geruch, Lärm und Staub, gelegentlich auch am Wochenende, an Feiertagen und zu Nachtzeiten. Diese sind aufgrund ...
	gegenseitigen Rücksichtnahme hinzunehmen. Eine ordnungsgemäße und ortsübliche Bewirtschaftung benachbarter landwirtschaftlicher Flächen muss uneingeschränkt möglich sein.
	Ökologische Maßnahmen
	Wasser
	Hinsichtlich der sparsamen Verwendung von Wasser entsprechend § 1a WHG sollen die Bewerber auf die technischen Möglichkeiten hingewiesen werden.
	Ein wesentlicher Beitrag zur Wassereinsparung wird durch wassersparende Technologien wie z. B. Wasserspararmaturen, Spartaste für Toilettenspülkästen usw., sowie durch Verwendung von
	Regenwasser zur Gartenbewässerung bzw. zu sonstigen Brauchwasserzwecken, mittels Regenwassersammelbehälter, erreicht.
	Energie
	Unter dem Gesichtspunkt der größtmöglichen Energieeinsparung bzw. einer rationellen Energienutzung in privaten Haushalten, werden die Bauherren angehalten, soweit als möglich,
	Konzepte wie z. B. aktive und passive Solarenergienutzung, Abwärmenutzung bzw. Wärmerückgewinnung in der Eigenheimplanung zu berücksichtigen.
	Bei der Herstellung der Garagenzufahrten und Stellplätze ist die Lage der vorhandenen Versorgereinrichtungen (z. B. Stromverteilerkästen, Straßenbeleuchtung) zu berücksichtigen. Die
	Kosten für ein eventuelles Versetzen dieser Einrichtungen, soweit überhaupt möglich, sind vom Grundstückseigentümer zu tragen.
	Im Planbereich sind die Grundstücke den Eigentumsverhältnissen angepasst, so dass eine sinnvolle Nutzung bzw. Verwertung der Grundstücke möglich ist.
	Im Bebauungsplan sind durch Planzeichen und textlichen Festsetzungen die notwendigen Maßnahmen für die Bepflanzung und Begrünung festgelegt. Die konkrete Planung der Freiflächen
	erfolgt mit der Vorlage der Bauantragsunterlagen. Diesen Unterlagen ist ein qualifizierter Freiflächengestaltungsplan beizufügen.
	6. Ermittlung des Ausgleichsbedarfs nach dem Leitfaden „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“
	Für die Grundstücke im Planbereich gelten für das Planverfahren Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der planerischen Entscheidung als erfolgt oder zulässig.
	Der Planbereich umfasst ca. 8.800 m², so dass die Voraussetzungen des § 13 b BauGB i.V.m. § 13 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 des BauGB vorliegen.
	7. Umweltbericht
	Für die Baugrundstücke im allgemeinen Wohngebiet ist im beschleunigten Verfahren die Durchführung einer Umweltprüfung nicht erforderlich. Dies gilt auch für wesentliche Gründe sowie für die Unterrichtung der Öffentlichkeit (§ 13 b BauGB i.V.m. § 13 a ...
	In der Bekanntmachung wird auf diese Bestimmung hingewiesen.

